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Doch eine
Demo der
Tierschützer
Bundesgericht Regensdorf
hat dem Verein gegen Tier-
fabriken Schweiz (VgT) die
Bewilligung für eine Tier-
schutzkundgebung zu Un-
recht untersagt. Dies hat das
Bundesgericht entschieden.

ImAugust 2014wollte der Verein
gegenTierfabrikenSchweiz (VgT)
in Regensdorf eine Demonstra-
tion gegen einen Kaninchenhal-
ter durchführen, der seine Tiere
in Käfigen und Kästen hält. Im
Juli 2014ersuchtederVereindes-
halb die Gemeindeverwaltung
Regensdorf um eine Bewilligung
für einehalbstündigeTierschutz-
kundgebung im Bereich Oeriweg
mit rund sieben Personen.
Auf eine konkrete Nachfrage

hinweigerte sichderVgT, derGe-
meinde den genauen Grund für
die Demo bekannt zu geben. Der
Verein erhielt deshalb kein grü-
nes Licht. Die vom VgT erhobe-
nen Rechtsmittel wurden von
allen Instanzen abgewiesen. Er
berief sich auf dieVersammlungs-
undMeinungsfreiheit.

Tierschutzverein recht
gegeben
Nunhat sichdasBundesgericht in
Lausanne mit dem Fall beschäf-
tigt und dem Tierschutzverein
recht gegeben: Es hält fest, der
Gemeinde hätte die Information,
dass es sich um eine Tierschutz-
kundgebung handle, reichen
müssen. Sie hätte vom Verein je-
dochdarüberAuskunft verlangen
können, ober einenUmzugdurch
das Quartier plane oder eine De-
movor einerbestimmtenLiegen-
schaft. Wie der VgT auf seiner
Website schreibt, wird die Kund-
gebung «demnächst nachgeholt»
werden. ori/sda




